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O. K. C KReichstags=-Verbandlungen. 
9. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
0 Berlin, 27. September. 8 
Eröffnung 10% Ubr. Die Tribünen find beſetzt. Seitens des Bundes⸗ 
rathes ſind anweſend Miniſter v. Frieſen, Bıälivent Delbrack, General 
Poſtmeiſter v. Philippsborn, General⸗Major v. Podbielski, Geh. Rath 
v. Liebe u. A. — Der Abg. v. Hoverbeck iſt in das Haus eingetreten, 
deſſen rechte Seite viele Lücken zeigt. 2 
Der Verwaltungs rath der Berliner Immobilien ⸗Geſellſchaft ſtellt dem 
Reichstag eine Anzahl von Karten zur Verfügung, um am Sonntag die erſte 
„biefige Markthalle in Augenſchein zu nehmen. Auf den Vorſchlag des Prä⸗ 
ſidenten werden für die Vorlagen, betreffend die Verpflichtung zum Kriegs⸗ 
bienft und die Führung der Bundesflagge ſeitens der Kauffahrteiſchiſſe, zwei 
ommiſſionen von 21 reſp. 14 Mitgliedern durch die Abtheilungen ger 
werden. 2 
Ein Schreiben des Bundeskanzlers zeigt dem Präſidium an, daß zu bes 
ſonderen Gommiffarien ernannt find: 1) für den Militäretat Oberſt 
d. Karczewski; 2) für den Marineetat Capitän⸗Lieutenant Frhr. b. Schleinitz 
und Geh. Abmitalitätsrath Jacobs; 3) für die Berechnung der Matrikular⸗ 
Beiträge Oberſt⸗ Lieutenant b. Hartmann; 4) für das VPoſtgeſetz Poſtrath 


Dr. Dambach; 5) für das Paßgeſetz Geh. Regierung⸗Rath Graf zu Eulen: 
burg; 6) für das Geſetz, betr. die Verpflichtung zum Rriegabientt, Oberſt 
d. Karczewski. 


Das Haus tritt in die Vorberathung über den Etat des norddeutſchen 
Bundes für das Jahr 1868 und zwar in die allgemeine Diseuſſion ein. Es 
iegen für dieſelbe die Anträge der Abgg. v. Forckenbeck, v. Hennig, 
Dr. Stephani und Tweſten vor: 

Der Reichstag wolle beſchließen, zu erklären: 1) Der Haushalts Etat des 
norddeutſchen Bundes iſt regelmäßig dem Reick slage ſpateſtens ſechs Monate 
vor Beginn des Etatsjahres zur bderfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorzu⸗ 
legen, damit die Feſtſtellung des Bundeshaushalts⸗Geſetzes rechtzeitig erfolgen 
ann und den einzelnen Staaten die erforderliche Zeit zur rechtzeitigen Orb: 
nung ihrer Budgets verbleibt; 2) Etats⸗Ueberſchreitungen und außeretats⸗ 

mäßige Ausgaben find im Laufe des Jahres, nach dem Elatsjahre, in welchem 
ſie erfolgt ſind, mit einer Ueberſicht der wirklichen Einnahmen und Ausgaben 
dem Reichstag zur Beſchlußfaſſung vorzulegen; 3) Mit Rückſicht auf Art. 70 
ber Bundesverfaſſung find die Einnahme und Ausgabe⸗Reſte eines jeden 
Etatsjabres in dem erſten auf den Kaſſenabſchluß für vaſſelbe folgenden Etats⸗ 
ee als Einnahme und Ausgabe vorzutragen; 4) die Errichtung neuer 
Behörden oder Beamtenftellen, ſowie die Erhöhung von Beamten⸗Gehalten 
darf nicht ohne vorgängige Bewilligung des Reichstages durch den Haushalts: 
| Etat oder durch ein bejondercs Exeditg ſetz erfolgen. 

Zu dieſen Anträgen liegt ein Amendement der Abgeordneten Wiggere 
(Berlin) und Runge vor, den Antrag sub 2 ganz eventuell die Worte „und 
außeretatsmäßige Ausgaben“ zu ſtreichen. 

Ueber den weiteren Gang der Specloldiscuſſion fordert der Präfivent den 
Abg. v. Hennig auf, ſeine in der letzten Sitzung angedeuteten Vorſchläge 
näher zu entwickeln. Derſelbe hält nur den Vorſchlag aufrecht, den Etat der 
Militar⸗Verwaltung an den Schluß der Berathungen zu ſetzen, da er in einem 

weſentlich anderen Verhältniß zu dem geſammten Haushalt des Bundes ftcht, 
als die anderen Specialetats und dem Reichstage nicht zur Beſchlußfaſſung, 
ondern nur zur Kenntnißnahme und Aeußerung von Erinnerungen vorgelegt 
ft. Auch iſt er jo umfangreich, daß fein Studium längere Zeit verlangt. 

Auf Anfrage des Abg. Laster bemerkt der Präſident, daß am Schluſſe 
der allgemeinen Debatte die obigen vier Anträge ſpeciell discutirt werden 


die allgemeine Debatte melde ießli 
be g e Kap wen et tale n Acne de 


9. v. Kirchmann: Der zweifelhafte C ji 
Bundesverfaſſung, von der man nicht a = e 257 
oder Bundes ſtaat eingerichtet ist, tritt nothwendig auch bei dem Budget des 
Reichs hervor. Es iſt aus ibm erſichtlich, daß die Rechte der einzelnen Bun. 

desvertretungen gegen den Reichstag ſchwankend und unſicher ſind, und daß 
die Verantwortlichkeit der Minifter theils ganz fehlt, theils nicht genügend 
begrenzt iſt = den Einzelſtaaten und dem Bunde. Nach der geſchichl⸗ 
| lichen Entſtehung unferer Verfaſſung iſt dies auch nicht wunderbar, da die 
Regierungen urſprünglich nue die Adſicht gehabt haben, einen Staaten: 
bund zu conſtruiren, und die Verwaltung der einzelnen Branchen den Ein⸗ 
zelſtaaten vorzubehalten. Daher kommt es denn auch, daß die ganze Ver⸗ 
waltung in der Verfaſſung böͤchſt dürftig bedacht und bon einem verantwort⸗ 
lichen Bundesminiſterium nicht die Rede iſt. — Dies urſprüngliche Princip 
des Sta atenbundes iſt nun jedoch nicht ganz aufrecht erhalten, ſondern 
wie bei der Marine, dem Heere, der Postverwaltung ꝛc. theilweiſe überſchrit⸗ 
ten worden. So ſchwankt denn auch das ganze Budget, und man weiß bei 
keinem einzelnen Etat genau, wie weit die Verwaltung darüber dem Bundes: 
ftaat oder den Einzelſtaaten angehört. Dies zeigt ſich ſchon bei dem Ma: 
rine⸗Etat, obgleich er verhältnißmäßig in dieſer Beziehung noch der voll⸗ 
kommenſte it, da die übrigen Staaten keine Kriegs⸗Marine bejigen. Es fehlt 
aber doch der einheitliche Chef, der Marineminiſter. 

Bedenklicher ſchon iſt der Militäretat. Allerdings werden nach der Ver: 
faſſung die Koſten vom Bunde aufgebracht und der Oberbefehl dom König 
bon Preußen geführt, Aber die ökonomische Verwaltung des Mili weſens 
5 nicht genügend centraliſirt; die Servisverhaͤltnſſe, das Kaſernement ꝛc. iſt 

N 1 den Einzelſtaaten überlaſſen. Nach der uns gemachten Vorlage iſt 
alles $ kaum möglich, die einzelnen Poſitionen gründlich zu beurtheilen, da 
ke etail hierfür fehlt. Es fehlen vorzugswelſe die Etats der Militärver⸗ 
nr ungen, wie fie früher in den Einzelſtaaten beftanden haben. Ohne dieſe 
um man nicht die Nothiendigkeit der einzelnen Poſitionen beurtheilen, dazu 
ommt daß der Separatvertrag zwischen Preußen und Sachſen für Sachſen 
bend baden ace Ausnahmen in der Militärbermaltung akut, indem nach 
r ausdrücklichen Bestimmung des Art. 3 der Convention, „der König bon 
Preußen nicht in die innere erwaltung des ſächſiſchen Armeecorps eingreifen 
darf und die königlich ſächſiſche Regierung uur verpflichtet iſt, den von der 
etatsmäßigen Unterhaltung des Armeecorps incl. Neuanſchaffungen, Bauten, 
Einrichtungen ꝛc. nicht abſorbirten Theil der auf Sachſen fallenden ©: Ipleiftung 
an die Bundeskriegskaſſe abpsführen.“ Es liegt alſo ganz im Belieben der 
ſachſiſchen Regierung, wieviel von den Beiträgen verausgabt wird und wofür 
dies geſchiebt. Der Etat mußte hier wenigſtens beſtimmte und ſeſte Pofitio- 


alten. 
Beim Poſt⸗ und Telegraphen⸗Etat zei i 1 

2 t zeigen ſich ähnliche Mängel. 

der gan Bauern Verwaltung reſſortirt zwar vom Bunde und doch find we⸗ 
dern nur en Einnahmen noch die Ausgaben im Etat verzeichnet, ſon⸗ 
Regierungen — erſchüſſe aufgeführt. Es ſcheint alſo, daß die Bundes⸗ 
B Dunſicht haben, daß die ſpecielle Verwaltung nicht vor den 
Abd aber, daß die Ueberſchüſſe vom Reichstage feſtge⸗ 
tage beſchließen tolle» über die Einnahmen und Ausgaben die Einzel⸗Land⸗ 
den durch die Beihtgi entjtehen große Mißverhältniſſe; entweder nämlich wer: 
3 ie g enten * 1 1 feſtgeſtellten 

berein gebunden durch den Be zel⸗Landtage ſind in ihren Be en bon vorn⸗ 
gegenseitigen Rechte zu leicht lub des Reichstage. 


undes verfaſſung ſollen aber dle preußiſchen zur Laſt legt. Nach der 
3 e a 


dies kann 


erhalb incl. 
aum einer 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt 


der Verfaſſung ſteht die völterrechtliche Vertretung des geſammten Bundes 
der Krone Preußen zu, es müflen alſo auch die hierzu nöthigen Ausgaben 
vom ganzen Bunde getragen werden und nicht von Preußen allein. an 
ſagt nun: Das werde ja den kleinen Staaten zu viel koſten, da einzelne noch 
andere Geſandten hielten. Nun, nach der Verfaſſung find fie allerdings 
ierzu berechtigt. Dies iſt aber ein bloßer Luxus, da die völterrechtliche 

ertretung vom Bundespräſidium wahrgenommen wird; und wenn man kein 
Geld übrig hat, ſo treibt man eben keinen Luxus. Werden die Koſten für 
die preußiſchen Geſandſchaſten auf den Bundesetat geſetzt, jo werden dann 
auch ſchon die Einzellandtage den Luxus der Sondergeſandtſchaften ſtreichen. 
Beſondere Anträge behalte ich mir vor, bis von Seiten der Regierungen die 
nöthigen Erläuterungen gegeben find. Gerade die erſte Berathung des Etats 
iſt von hoͤchſter Wichtigkeit, da fie die Norm abzugeben hat für zahlreiche Ver⸗ 
waltungs⸗Einrichtungen. Ston jetzt muß eine genaue Begrenzung der Ge⸗ 
walten des Bundes und der Einzelregierungen gezogen werden, damit ſich 
aus dem Staatenbunde der Bundesſtaat entwickele. Nur ſo iſt eine Erleich⸗ 
terung der Laſten zu erreichen. Jetzt kann fi Niemand darüber wundern, 
daß die Steuern theilweiſe noch erhöht find. Früber bertröſtete man uns 
Preußen immer auf eine Erleichterung der Steuern, wenn wir nur nicht mehr 
allein die Militärlaſt für das geſammte Deutschland zu tragen haben wür⸗ 
den; von dieſer ant möglicht iſt bis jetzt noch nichts zu merken, und ſie wird 
auch nur durch eine möͤglichſt einheitlich conſtituirte Staatsgewalt herbeigeführt 
werden. 


Abg. Tweſten: Gegen das Materielle des Etats wird wenig zu erin⸗ 
nern fein, Die Berechnungen entſprechen den Vorſchriften der Bundesber⸗ 
faſſung und werden auch materiell der ſpeclellen Discuſſion uderlaſſen bleis 
ben können. Ich werde deswegen mehr die formelle Seite ins Auge ſaſſen. 
Der Herr Vorredner erwähnte es als auffallend, daß bei der Poſt⸗ und Tele: 
graphenverwaltung nur die Ueberſchüſſe in den Etat aufgenommen ſeien, 
als ob die Verwaltung dieſer beiden Zweige den einzelnen Staaten überlaſſen 
bleibe. Ich bin nicht feiner Anſicht? es ift das geschehen, weil die Ueber⸗ 
ſchüſſe der Einnahmen über die Ausgaben nach den Proceniſätzen, welche ſich 
in den letzten Jahren ergeben haben, unter die einzelnen Staaten bertheilt 
und ihnen gleich auf die Matricularbeiträge zu Gute gerechnet find. Ich 
bätte allerdings die bollftändige Aufführung gewünſcht, wie es im preußſſchen 
Etat geſchieht; dieſer Unterſchled iſt aber ein rein formeller, und unmöglich 
kann ſchon in dieſem Jahre eine ſolche formelle Umſtellung des Budgets ver ⸗ 
ſucht werden. — Der Herr Bundeskanzler bat auf eine dahin zielende An⸗ 
frage einiger meiner poluiſcken Freunde geantwortet, daß auch ſchon für dies 
Halbjahr nicht blos die Hauptetats, ſondern auch die Specialetats fpäterhin 
zur Entlastung vorgelegt werden ſellen, wir werden alſo auch über die eins 


zelnen Poſitionen mitzuſprechen haben. Doch wird meiner Anſicht nach das 
Hauptgewicht dieſer Debatte nach einer . Seite bin follen. Je weniger 
namlich nach dem Voranſchlage dieſes erfien Males, wo noch keine ber 


fümmten Erfahrungen darlegen, wo noch kein Vergleich mit den MWorjabren |" 


in den einzelnen Poſitionen möglich it . i i i n 
Frame geen be Burgen „Acer Dad, an Be 
es mir, daß wir einige Punkte fofort zur Sprache bringen, welche für die 
ganze Handbabung des Budgets don wat cbendem Einfluß fein werden. 

In der Yundeöberfaflung ift es nicht gelungen, beiondere Beltimmungen 
über das Rechnungs: und Gnilaftungemefen aufzunehmen. Es ift aber durch 
aus nothwendig, daß in dieſen zichtigften Zweigen des. conftitutionellen We⸗ 
ſens bei der Handhabung des Finamweſens von vorn herein einige Grund 
ſötze feitgeltellt werden, welche für das ganze öffentliche Recht von Ein fluß 
ſind, und von dieſem Geſichtspunkte ausgehend, haben wir einige Reſolutionen 
dem Haufe unterbreitet, deren Annahme wir dringend wünſchen. Ich glaube, 
es iſt nicht nölbig, Alles, was die Handhabung und Poris des öffentlichen 
Lebens betrifft, durch die Verfaſſung oder auch nur durch Geſetze feſtzuſtellen, 
auch die Proris allein it ſchon berückſichtigungswerth. Wir meinten nur, 
daß eine ſolche Praxis dadurch geſchaffen werden kann, daß die Negierung fi 
mit einer ſolchen Reſolution einverſtonden erklärt. Es ift dies dann der leich⸗ 
lere und deswegen beſſere Weg, der außerdem mod infojen einen Vorzug 
hat, als Geſetze zu einer Zeit erloſſen, wo noch keine Erfahrungen vorlieger, 
ſckwerſälig werden und fur die Zukunft leicht geniren könnten. Die Rejolu- 
lionen beſchränken ſich auf die noihwendigſten Dinge, über die über haupt eine 
Regelung erfolgen mu Die erſte ſchließt die Frage ein, wann überbaupt 
der Reichstag zu — iſt; dieſe Zeit iſt weſentlich zu beſtimmen durch die 
Nüdfiht auf die Feſſſtellung des Etats. Nach der Verfaſſung muß dieſer vor 
Beginn des Elatsjahres zu Stande tommen. Dazu kommt dann die andere 
Allckſicht, daß dieſer Etat den einzelnen Landes vertretungen der einzelnen 
Staaten vorzulegen iſt, die gleichfalls ihr Etatgeſetz vor Beginn des Etats⸗ 
jahres regeln müſſen. 

Ich meine nun, daß ſchon aus der formellen Nüdicht auf die Abſchlüſſe 
der Kaſſen und die ganze Ordnung des Reck nungsweſens, es unumgänglich 
nöthig iſt, daß das Ctatsjahr des Bundes mit dem Ctatsſahre des preußiſchen 
Staates zuſammenfaällt. Verſchiedene Etatsjahre find abjolut unmöglich, vor⸗ 
ufig ift das auch in diefer Weile geſchehen, denn dem gegenwärtigen Etat 
iſt das Kalenderjahr zu Grunde gelegt N ect Wenn nun aber dem preu⸗ 
ßiſchen Landtage die Zelt bleiben ſell, vor Beginn des Etatsjahres das Budget 
zu Stande zu bringen, ſo iſt es durchaus Anne daß das Bundes budget 
ſpäteſtens 6 Monate vor Beginn des —5— jahres zur Beſchlußnabme komme. 
Wenn wir, ſo wie jetzt, mit der Dun: fen erft Anfang October bes 
ginnen, fo ijt es nicht mehr möglich, Diele e jo abzuſchließen, daß daſſelde noch 
rechtzeitig dem preußiſchen Abgeorbneienbanfe vorgelegt werden kann. In 
dieſem Jahre alſo wird in Preußen eine 1 8 getreffen werden müſſen, 
was aber unmöglich wieder dauernde Ber werden kann. Der Reichstag 
iſt überhaupt den Vertretungen der einzeinen Staaten die Rückſicht ſchuldig, 
daß er ſeine Arbeiten ſo einrichtet, daß u die nothwendige Zeit zur Erle 
digung der ihnen zufallenden Arbeiten — 10 Man war bisher in Preußen 
darin einig, daß ungefähr 4 Monate EN — Ihig feien, um das Ctatsgeſetz 
vollſtändig zum Abſchluſſe zu bringen. ai e Zeit wird jetzt abgekürzt werden 
können, weil richtige Etats aus jenem Auf Heiden und auf das Bundesbudget 
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tung nicht eingeben zu können glaubt, 
Seſſionen des Reichstages 
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einmal, an den Übrigen Taßen zweimal erf 
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dann würden meines Erachtens die 
elmäß ig von Anfang 23 bis Ende Mai ſtatt⸗ 
finden müſſen, die der Einzellandtage 7 9 in der Zeit vom October dis 
um Januar. Doch müßten dann die a en geiebli en Arbeiten erſt nach 
bſchluß der Budgetberathung vorgenommen werden, eine Art der Geſchafts⸗ 
Behandlung, die im Intereſſe der Zeit⸗& P durchaus nicht wünſchens⸗ 
3235 ee 
n; bis dies geſchehen ift, wir . einer Me 
äußerung hierüber Ai enthalten können. Serenade — iſt es wünſchens⸗ 
werih für die verfaſſungsmäßige Hanbbabunn es Budgets, die in unſerer 
Refolution enthaltenen Punkte ſchon jet auszusprechen, 155 bitte Sie daher. 
dieſelde anzunehmen. Eine der ferneren Einkicktungen, über welche wir uns 
ausſprechen müſſen, iſt die 1 der Etatsüberſchreitungen ei m - 
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etatsmäßigen Ausgaben. er preußiſchen Verfaſſung iſt ausprüdlid 
Artikel 104 beittmmt, daß ac die nachträgliche Gene 8 
gung der Kammern erfordeklich iſt. In der Bundesverfaſſung 3 das nicht 
der de, es ergiebt ſich aber aus den Artikeln 69 und 72 von ſelbſt. 

bu e beg des . E a  ochpmmung ir bir 
olgt ſelbſtverſtändlich, daß die Verwaltung n Ue I 
durch Geſetz gectabten Etats befunden haben muß. Man konnte vielleicht 
in überconftitutionellem Eifer einwenden, daß wir außeretats 
Ausgaben nicht von vornherein in Ausſicht nehmen ſollen. Indeß, in einer 
großen Verwaltung werden Etatsüberſchreitungen und außeretatsmäßige Aus⸗ 
gaben immer vorkommen, und deswegen müſſen wir auch deſtimmen, we es 
mit ſolchen Ueberſchreitungen zu halten ift. Wir bielten es nun für ai 
daß dergleichen Ausgaben nicht erft bei dem vollſtändigem N 

zur Keuntniß des Reichstags gebracht werden, weil dieſer öfters ib mi N 
Jahre hinausziehen kann, e aß ſie bereits in einer beſtimmten 

dor Regelung der fpeciellen Rechnungen uns mitgetheilt werden, damit wir 
gleich dann, vorbehaltlich der detaillirten Rechnungslegung, unſere Genehmigung 
ausſprechen oder eventuell verſagen können. Es iſt bier auch gleich auszu⸗ 
ſprechen, was als Etatsüberſchreitung zu betrachten iſt. Das Bundeskan 

amt bat, wie geſagt, auf eine Anfrage unſererſeits, eine Auskunft dabin ges 
geben, daß für das Jahr 1868 behufs der Rechnungslegung und Entlastung 
nicht blos die Hauptetats, ſondern auch die Specialetats für maßgebend er? 
achtet werden ſollen. Es ift alſo ſchon für dies Jahr dolltommen feſtgeſtellt, 
was auch im Einzelnen als Etatsüberſchreitung angeſehen werden muß. — 
Was den Zeitpunkt anbetrifft, den wir zur Vorlegung dieſer Etatsüberſchrei⸗ 
tungen vorgeſchlagen haben — nämlich das dem Eiatsjahr folgende Jabr —, 

fo bat dabei die Rückſicht obgewaltet, möglicherweiſe dieſe außeretatsmäßigen 
Ausgaben bei Veranlagung des neuen Etats gleich in Rechnung ziehen zu 
können. Sollte zu jener 1155 ſchon der vollſtändige Rechnungsabſchluß vor⸗ 
liegen, was ja auch möglich iſt, jo wird vielleicht eine andere 4 unſerer 
Reſolution nöthig ſein, doch wird die Aenderung jedenfalls nur formeller Ns 


r ſein. 

Die dritte Reſolution behandelt die Frage des Rechnungsweſens. Sie 1 
darauf berechnet, die in Preußen übliche Reſtverwaltung zu vermeiden, damit 
diejenigen Ausgaben und Einnahmen, welche nach dem Kaſſenabpſchluß noch 
nicht erfolgt find, nicht in eine beſondere Reſtverwaltung aufgenommen, fon 
dern auf den nächſten Etat übertragen werden. Unſere vierte Reſolution iit 
zunächſt auf einen Punkt gerichtet, den ich für ziemlich ſelbſtverſtändlich halte, 
ver auch in Preußen immer als unzweifelhaftes Staatstecht anerkannt it, 
Es iſt, m. H, in Preußen nicht üblich, daß über die Einrichtung neuer 
Behörden, über die neue Organiſatien derſelben durch beſondere Geſetze Der 
fügt wird. Dies geſchieht durch Aufnahme der betreffenden Behörde und 
ıbrer Gehalte in das Budget. Nachdem einmal eine Beamtenſtelle oder deren 
Gehalt als etatmäßig in das dc aufgenommen iſt, gilt die Stelle als 
geſetzlich genehmigt. Ich glaube, daß wir uns mit dieſer Proxis auch im 
norbbeutichen Bunde begnügen können und ſogar begnügen müſſen. Bei der 

ſelung dieſer Frage iſt auch die fernere Frage als eine ſehr — 1 5 
erſchienen, welche namentlich auch Herr v. Kirchmann ins Auge gefaßt hat, 
nämlich die Verantwortlichkeit. Ich will hierbei nur die practiſche Frage in 
Erwägung ziehen, wer eigentlich die Verwaltung leitet, wie eigentlich die Mes 

ierung ſich die Dr anifation der Bundesverwaltung denkt. Es ſcheint mir 
ſehr wünſchenswerth daß wir darüber eine näbere Aufklärung erhalten. Bei 
der Verhandlung im erften Reichstage bierüber wurde namentlich die ver⸗ 
faſſungsmäßige Verantwortlichkeit ins Auge gefaßt. N 

Der Bundeskanzler ſprach ſich damals mit großer Entſchiedenbeit dagegen 
aus, aus den Motiven, die er damals anfübrte, möchte ich ſchließen, daß er 
in dieſen Erklärungen immer hauptſächlich den Bundes ratb im Auge batte. 
Für die Geſetzgebung iſt es allerdings gleichgiltig, ob preußiſche Miniſter im 
Bundesrathe erſcheinen oder durch andere ihnen untergeordnete Beamte bers 
ben find 7 werden in einem wie im anderen Falle ihren Einfluß ausüben 

nnen. 
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2694 
zu wollen; ſollte es] daſſelbe ſtimmte die ganze Rechte, das Centrum und der größte Theil der 
es ſein, fo bätte ich] Nationalliberalen, auch v. Forckenbeck und Tweſten; da egen bie Fortſchritts⸗ 
Wunſche | partei, die Socialdemokraten, die freie parlamentariſche Vereinigung und ein⸗ 
zelne Nationalliberale, u. A. Lasker und Wiggers (Roſtock). 

Nunmehr wird über den Antrag 1 in Verbindung mit dem angenommenen 
Amendement abgeſummt; dafür ſtimmen jetzt faſt ſämmtliche Nationalliberale, 
die freie parlamentariſche Vereinigung, das Centrum, die Freiconſervativen, 
ſowie von der Fortſchrittspartei Wiggers (Berlin); dagegen die Fortſchritts⸗ 
partei, die Arbeiter⸗Abgeordneten, die Conſervativen, ſowie einzelne National ⸗ 
Liberale, u. A. Abg. Lasker. Da das Bureau zweifelhaft iſt, wird gezählt. 
Als Reſultat wird verkündet, daß der Antrag mit 97 gegen 95 Stimmen 
verworfen iſt; von den Abgeordneten Meyer (Thorn) und Göddetz wird 
namentliche Abſtimmung beantragt; dieſelbe ergiebt, daß ſowohl für wie 
gegen den Antrag 99 Stimmen abgegeben werden, derſelbe alſo ver wor⸗ 
fen wird; dafür ſtimmt u. A. auch Abg. v. Savigny, bagegen u. A. 

v. Schweitzer, Bebel, Lasker; Wiggers (Berlin) hlt jetzt der na⸗ 

mentlichen Abſtimmung. . 

Es folgt nunmehr die Debatte über Antrag 2, zu dem das oben mitge⸗ 
ich theilte Amendement Runge und Wiggers vorliegt. 2 

Abg. Wiggers (Berlin) motivirt das Amendement, das principaliter 
eine Streichung des ganzen Antrags bezweckt. Nach dem Worllaut der Bun⸗ 
desverfaſſung, fährt er aus, können ſolche Etatsüberſchreitungen überhaupt 
nicht vorkommen; der Antrag ift vielmebr verfaſſungswidrig. In der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung it allerdings die Möglichkeit von Elatsüberſchreitung vorge⸗ 
ſehen; aber hier exiſtirt auch ein verantwortliches Finanzminiſterium, das da⸗ 
für zur Rechenſchaft gezogen werden kann; dies it in der Bundesverfaſſung 
nicht der Fall. Der Reichstag iſt auch nicht berechtigt zu einer Indemnitäts⸗ 
Erklärung für Etatsüberſchreitung; denn Artikel 69 der Verfaſſung beſtimmt: 
„Alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes müſſen für jedes Jahr veran⸗ 
ſchlagt und auf den Bundeshaushalts⸗Etat gebracht werden.“ Sollten die Re 
gierungen meinen, daß Etatsüberſchreitungen unvermeidlich ſind, ſo mögen 
fie uns Vorſchläge machen auf Aenderung der Verfaſſung, die eine Elatsüber⸗ 
ſchreitung ermöglicht. 2 g 

Abg. Stavenhagen (Halle) bringt ein Amendement ein, wonach die 
Etats⸗Ueberſchreitungen ꝛc. vorgelegt werden füllen dem „dann verſammelten 
oder demnächſt zuſammentretenden Landtage“ und motibirt daſſelbe aus Nutz⸗ 
lichkeitsgründen und bekämpft das Amendement Runge⸗Wiggers. 

Abg. v. Hennig motivirt den Antrag 2. Es ſei für jede Landes ver⸗ 
tretung von Intereſſe und Wichtigkeit, der Regierung zu geſtatten, außeretats⸗ 
mäßige Ausgaben zu machen und dieſelben nachträglich zu prüfen. Da die 
erſte Reſolution, wonach der Reichstag 6 Monate vor Beginn des Etatsjahres 
einzuberufen ſei, gefallen, wolle er ſich jetzt dem Amendement Stavenhagen 
nicht mehr widerſetzen. a 

Abg. Grumbrecht empfiehlt das Amendement Wiggers auf gänzliche 
3 von Nr. 2, weil durch Art. 69 der Berfaflung alle außeretats⸗ 
mäßigen Ausgaben ausgeſchloſſen find und eine Indemnitätserklärung von 
Seiten des Reichstages nicht möglich iſt. 

Abg. Wiggers (Berlin) motivirt nochmals ſein Amendement und erklärt 
den Antrag 2 für vollkommen überflaſſig. 

Abg. Lasker empfiehlt die Annahme des Antrags 2, der keineswegs be⸗ 
abſichtige, ein neues Verfaſſungsrecht zu ſtatuiren, ſondern nur bezwecke, daß 
etwaige Etatsüberſchreitungen möglichſt bald zur Kenntniß des Hauſes gelang: 
ten, um dafür zu ſorgen, daß das verfaſſungsmäßige Recht der Landesvertre⸗ 
1 Geltung komme. Es ſei ein rein praktiſcher Antrag. 

5 bg. pe zieht Antrag 2 zu Gunſten des Amendements Staven⸗ 
agen zurück. { * k 

da Präſident Simſon hiemit auch das Amendement Runge —Wiggers 
für 1 5 — * erhält Abgeordneter Runge den Antrag nebſt Amende⸗ 
ment aufrecht. 

Es wird abgeſtimmt; der ad 


fafungsmäßigen 


aber nur e 


2 
Realm wird ber 


zweifellos der einzige verantwortliche Beamte der Bundesverwaltung iſt. 
Wenn der Redner die außerordentliche Schwierigkeit erwähnt, die es für 
denſelbden haben muß, ſich mit feinen N den preußiſchen Miniſtern ab⸗ 
zufinden, ſo iſt dies allerdings eine ſchwierige Frage, aber ich weiß nicht, 
welches 7 7 der Redner daran hat, dieſe Schwierigkeit noch dadurch zu 
erhöhen, daß er mich nöthigen will, mich über die Modalitäten, unter denen 
dies geſchehen wird, öffentlich auszuſprechen. Was das Poſt⸗ und Telegra⸗ 
phenweſen betrifft, jo wird daſſelbe in nächſter Zeit von dem Handelsminiſte⸗ 
rium getrennt werden und inſoweit es Bundesſache iſt — und da wird dem 
Vorredner erinnerlich ſein, daß die Verfaſſung einen abgrenzenden Strich 
bi macht, an das Bundeskanzleramt übergehen, und um die Einheit der preußi⸗ 
* ſchen Verwaltung nicht zu zerreißen, wird es da nothwendig werden, denjeni⸗ 
gen 175 der Telegraphen⸗ und Poſtperwaltung, der nach der Verfaſſung 
Preußiſch bleibt, demſelben preußiſchen Beamten zu unterſtellen, der zugleich 
1 7 104 iſt, nämlich dem Miniſterpräſidenten. Daß zur Fortführung 
90 der Geſchäfte in dieſer Form ein collegialiſches Vertrauen, das die Mitglieder 
Ey des Miniſteriums beſeelt, unerläßlich ift, liegt auf der Hand. Ich kn dar 
bereits bei einer früheren Gelegenheit ausgeſprochen, daß, nachdem dem Bun⸗ 
deskanzler die alleinige Verantwortlichkeit übertragen worden, nur der preu⸗ 
Bifhe Miniſterpräſident jedesmal Bundeskanzler fein könne, weil dieſem Beam» 
ten dadurch eine vorwiegendere Bedeutung und ein ſtärkerer Einfluß verliehen 
wird, als er dem einfachen Miniſter auch im preußiſchen Miniſterium bei⸗ 


wohnt. > 
Geh. Rath Günther, arg des Rechnungs⸗Ausſchuſſes): Von den 
beiden Reſolutionen betrifft die erſte die Etats⸗Ueberſchreitungen und die 
außeretatsmäßigen Ausgaben. Die Vorausſetzung, auf der die Reſolution 
beruht, iſt eine begründete; denn es iſt in der Verfaſſung von der Behand⸗ 
lung der Etats⸗Ueberſchreitung und außeretatsmäßigen Ausgaben nicht die 
Rede, und es verſteht ſich nach Art. 72 der 8 von ſelbſt, daß 
ſie der Genehmigung des Reichstages zu unterwerfen ſind. Es wird demnach 
auch kein Bedenken haben, der Reſolution zu entſprechen. Die dritte Reſo⸗ 
lution hat die Reſtausgaben und Einnahmereſte jum Gegenſtande. In Preußen 
beſtehen theilweiſe noch Reſtverwaltungen bei den Verwaltungs» Behörden. 
Dieſe Reſte erledigen ſich in der Regel in dem Jahre, welches auf das Jahr 
folgt, in denen fie entſtanden find. In dieſer Beziehung ſcheint eine beſon⸗ 
dere — 1 nicht nöthig zu fein und die dritte Reſolution könnte füglich 
eruhen. a 
2 u Duncker: Der Abg. nad d. hat vorher bemerkt, das vorliegende 
Budget entipreche materiell vollſtändig den Vorſchriften der Bundesverfaſſung; 
ſehe erbebliche Abweichungen von derſelben zunachſt darin, daß fi die 
Ausgabe für die Milftär⸗Verwaltung nach der Verfaſſung auf 67,500,000 Thlr. 
beläuft, während fie im Giat nur auf 66,617,513 angegeben iſt. Dieſe Diffe⸗ 
renz beruht auf dem Nachlaß durch die beſonderen Militärconventionen, die 
r Wege der Bundesgeſetzgebung geregelt und dem Reichstage zur verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Zuſlimmung vorgelegt werden müßten, ſtatt — wie es geſche⸗ 
n — nur zur Kenntniß deſſelben gebracht zu werden. Derſelbe Redner hat 
ferner die gewichtigen Bedenken Kirchmann's als nur formale bezeichnet, ohne 
daß es ibm gelungen wäre, dieſelben zu entkräften. Die Schwierigkeit in der 
Verwaltung des Poſt⸗ und Telegrapbenweſens hat für Preußen allerdings 
eine glückliche Löſung gefunden, wird aber die von dem Herrn Bundeskanzler 
angedeutete Grenzlinie auch in finanzieller Beziehung gezogen, wird die Be⸗ 
ſoldung der Beamten des Bundes auch von den einzelnen Staaten übernom⸗ 
men werden? Ich würde eine ſolche Beſtimmung dem Artikel 48 der Ver⸗ 
flaſſung für widerſprechend halten, der die Einheitlichkeit aller dieſer Einrich⸗ 
tungen aufrecht ergalten willen will, Endlich hat der Abg. Tweſten am Schluß 
feiner Rede ein Thema von weitgreifender Bedeutung berührt, das Verhältniß 
des Bundeskanzlers zu den übrigen Miniſtern. Ich bedauere, daß er nicht 
früher auf daſſelbe näher eingegangen iſt. 
x Wir haben rechtzeitig auf die Folgen der unklaren Verfaſſungsbeſtimmun⸗ 
gen aufmerkſam gemacht, wenn Sie ſich jetzt darüber wundern und es anders 
ze mn ſcheinen, ſo denken Sie daran, daß Sie ſelbſt es gewollt haben. 
Auch über ein anderes Bedenken kann ich nicht ſo leicht hinweggehen, das 


; 2 mit Amendement Runge—Miggers 
wird abgelehnt; ebenſo wird das Amendement Stavenhagen abgelebnt. 

Zu Antrag 3 erklärt nunmehr Abg. v. Forckenbeck, daß er mit Rück⸗ 
ſicht auf die Erklärungen des Bundeskanzlers, daß Reſtrechnungen nicht vor 
kommen würden und mit Rüdfiht auf das Schickſal der beiden erſten An⸗ 
träge den Antrag 3 zurückziche. 

Zum 4. Antrage verlangt Abg. Lasker das Wort, um gegen die Aeuße⸗ 
rung des Herrn Bunpeskanzlers, betreffend den Charakter der Offiziere als 
Beamte, eine theilwe ſe Verwahrung einzulegen; bis 1871, alſo bis zum Ab⸗ 
lauf des der Militärverwaltung eingeräumten Proviſoriums, mag, eſe Auf⸗ 
faſſung auf ſich beruhen und gelitten werden; er werde der Beamtencha⸗ 
rakter der Offiziere doch wieder zur Geltung gelangen müſſen. — Der Antrag 4 


wird genehmigt. (Für denſelben die Linken und die Nationalliberalen.) 


und der allgemeine Theil der Vorberathung des Budgets geſchloſſen. Morgen 
(Sonnabend) haben die Abtheilungen zunächſt die heute beſchloſſenen Lom ⸗ 
miffionen zu wählen. Während der Sitzung ift der Präſident erſucht wor⸗ 
den, für das Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsvienft die Com⸗ 
miſſion bis auf 28 Mitglieder zu verſtärken. Abg. Stavenhagen hält dieſe 
Vermehrung durchaus nicht für einen Vortheil und ein Mittel zur Förderung 
der Commiſſtonsarbeiten; Abg. Aegidi empfiehlt eine grade Ziffer (14 oder 
28), damit die beiden Hälften des Hauſes ihr Compromißverfabren bei der 
Bildung der er ar durchführen können. Schließlich bleibt es bei der 

iffer von Auf die nächſte Tagesordnung ſetzt der Präſident: 
Speealdebatte über Capitel 1—4 der fortdauernden Ausgaben (Bundes: 
kanzleramt, Bundesrath, Reichstag und Bundesconſulate). Abg. v. Forcken⸗ 
bed wünſcht die Abſetzung des 4. Capitels von der Tagesordnung, weil dem 
Vernehmen nach eine Geſetzesvorlage, betreffend die Bundesconſulate, bevor⸗ 
ſtehe; verzichtet aber auf dieſen Wunſch, nachdem Praſident Delbrüd be 
merkt, daß ein dem Bundesrathe vorliegendes Geſetz über Organiſation der 
Bundesconſulate und über Rechte und Pflichten der Bundesconſuln noch nicht 
ſo weit gefördert ſei, um die Worlegung deſſelben in den nächſten Tagen 
in 8 ſtellen zu können. Schluß 2 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 
0 r. a 
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x Sale des ee ee für die völkerrechtliche 8 des Bundes. Meteorologiſche Beobachtungen. 
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matische Vertretung der einzelnen Staaten beibehalten ließ, ich glaube, i „ im 

Dai vielmehr ein politifder Grund, man wollte die Empfinbliditeit der Buns |" ar een, Le mne w, | ee] meter 
9 deögenofien ſchonen und fi einen Rückzug vorbehalten, falls die erwarteten 
Reſultate des neuen Bundes weniger günftig ausfallen ſollten. Wenn die] Breslau, 27. Sept. 1 335,97 | +48| W. 1. Trübe. 
I n d . Rei 2 St al. Mr.] 835,54 0 eee Seiten 
bdberde eintreten, fo e utſchen Staaten demſelben eien, - F 7 ai 
5 ſo glaube ich, dab wir 1270 nur, dann 10 Sd ec 15 uns Laer Breslau, 28. Sept. [Wafferſtand.] O.⸗P. 13 F. — 3. UP. — F. 4 3. 
werden, wenn wir alle en bei Seite ſetzen, die Schiffe hinter uns ver⸗ - . 
75 R loc eig e * Redner ihre Meldung zurückgezogen haben, 6 Telegraphiſche e en i 
1 wird die Generaldebatte geſchloſſen und die Speckaldiseuſflon über enua, 27. Sept. Hen e 8 aribaldi auf einem 
ö die 4 von Forckenbeck und Genoſſen geitellten Anträge eröffnet. Zum erſten | Staatsſchiffe nach Caprera geführt. 

Dererſelben, it ein Amendement des Abg. v. Bethmann ⸗Hollmeg einge Die „Patrie“ meldet: Nom und die Kirchenſtaats-Grenze find 
1 Audg der Handheld bes borbbegiſcen Beides don Reichs. [ode zubig. (Wolffs T. B.) 
3 „ ba . norddeutſchen Bundes de „ 

8 8 iR der Regel 6 Monate vor Beginn des Etals⸗Jahres vorgelegt werde, Stuttgart, 27. Sept. Berichte aus dem Fürſtenthum Hohen 
damit u. ſ. w.“ . zollern melden, daß daſelbſt die Vorbereitungen zum Empfang des 
bg. Tweſten: Der Herr Bundeskanzler hat Anſtand genommen an der Königs von Preußen eifrigſt betrieben werden, beſonders in den Städten 

Ferm des Antrages; dieſer Widerſpruch iſt mir aber vollkommen unverſtänd⸗ Hechingen und Sigmaringen. 

1 


lich. Wenn die Landesvertretun einen Wunſch ausſpricht, ſo geſchieht dies 
immer in categoriſcher Form. Wir wiſſen bolltommen, daß, wenn von der 
Neſolution abgewichen wird, dies ohne weitere ſtaatsrechtliche Folgen bleibt. 
Dies kann aber den Reichstag nicht hindern, ſeine Anſicht beſtimmt auszu⸗ 
Staatsregierung, wie es geſchehen iſt, erklärt, daß fie 
außer wenn beſondere Ausnahmezuflände es 
bindern, danach handeln wolle, fo ift ja Alles erreicht, was wir wollen. — 
Auch die Annahme des Herrn Bundeskanzlers, daß die Reſolution eingreife 
n die Prärogative des Präsidiums, verſtebe ich nicht; dieſelbe iſt ebenſo wenig 
begründet, wie der Einwand der zu categoriſchen Form. 
Boundeskanzler Graf Bismarck: Ich hätte keine von dem Antrage ab: 
mahnenden Worte geſagt, wenn der vom Vorredner ausgeſprochene Gedanke 
9952 je in der Form des Antrags wiedergegeben wäre. Die Ausdrücke, mit 
denen der Herr Vorredner in ſeiner erſten Rede den Antrag erläuterte, waren 
Auch viel schärfer und eniſchiedener als in der letzteren; er ſchien ſogar dem 
Reichstage das Recht vindiciren zu wollen, darüber zu beſtimmen, wann er 
du ſammentreten wolle. — Ich muß übrigens noch den Irrthum berichtigen. 
daß ich mich nicht damit einverſtanden erklärt habe, daß mindeſtens ſechs Mor 
nate vor Beginn des Etatsjahres der Reichstag eröffnet werden müſſe, um 
die Beratbungen beenden zu können. Ich babe vielmehr nur auf die Unzu⸗ 
Aida einer Sommerſeſſion aufmerkſam gemacht, und habe von der 
er” der Mitglieder des Reichstegs und des Bundesratbs eine viel 
179 alle ben unen⸗ indem ich glaube, daß fe in viel kürzerer Zeit fertig wer» — 
Wunsch nur in Me Selle eee denſelben 
. Es wird Nunmehr zur Abftimmung e und zwar zunächſt über 


Wien, 27. Sept. Die „Wiener Abendpoſt“ kommt auf die Mit⸗ 
theilung der „Neuen freien Preſſe“ über die angebliche Unterredung 


ſprechen, und wenn die 


d unferer. Anſicht if. und merkt, daß die Angabe, nach welcher von türkiſcher Seite ein Memoire 


über den Inhalt des Geſprächs übergeben ſei, ebenfalls der Begrün⸗ 
dung entbehre. 
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Amendement Bethmann⸗Holiweg; 
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Damit ift die heutige Tagesordnung gegen alles Erwarten raſch erledigt] E. 


zwiſchen dem Kaifer von Rußland und Fuad Paſcha zurück und be⸗ zubig, 49 


56%. 1860er Looſe 67. 
heſſiſche Looſe 52%. 5% 305 
nal⸗Anleihe 511. 5% Metalliques — 4%, & Metall. 38%. Baier. Prämien. 
Anleihe 97%. Neue Badiſche Prämien⸗Anleibe —. tt und verſtimmt. 
2 8 Nach Schluß der Börfe Eredit⸗Actien 168%. Staats- 
n 3 | 
Wien, 27. Sept. [Abendbbrſe.] Credit⸗Actien 178, 00. Nordbahn 
168, 50. 1860er Looſe 82, 30. 1864er Looſe 73, 10. Staatsbahn 235, 60. 
Galizier 210, 50, Steuerfreies Anlehen —, —. Napoleonsd or 9, 97. Anglo⸗ 
Auſtria⸗Bank —, —. Ungariſche Creditactien — —, Feſter ſchließend. 
Trieſt, 27. Septbr., Mittags. Der fällige Llovodampfer „Minerva“ iſt 
mit der oſtindiſchen Ueberlandspoſt aus Alexandrien bier eingetroffen. 
Hamburg, 27. September, Nachmittag 2 Uhr 30 Minuten. Sehr flau. 
Oeſterr.⸗franzöſiſche Staatsbahn 472½. Italien. Rente 47%. Lombarden 
369%. 5% Ruſſen de 1862 —. — Schluß⸗Courſe: Hamb, Staats⸗Prä⸗ 
mien⸗Anleihe 89. National⸗Anleihe —. Oeſterreichiſche Credit⸗Actien 711. 
Oeſterr. 1860er Looſe 66%. Mexicaner —. Vereinsbank —. Nordd. Bank 
118. Rhein. Bahn 115%, Nordbahn 92%. Altona⸗Kiel —. Finnländiſche 


1864er Looſe 70%. Badische 


8 Looſe 51. 
err. Anleihe von 1859 57 K 


Deſterreich 


. 


Anleibe —. 1864er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 95%. 1866er Ruff. Prämien- 
14 55 89%. FGproc. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 69%. nto 
pCt. 


Hamburg, 27. Sept., Nachmittags 2 Ubr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
Localgetreide ſeſt, auf Termine gefragt. Weizen pr. September 5400 Pfund 
netto 174 Bancothaler Br., 172 Gld., pr. Herbſt 162 Br., 161% Gl. 
Roggen pr. Septbr. 5000 Pfd. Brutto 124 Br., 123 Gld., pr. Herbſt 
122 Br., 121 Gl. Hafer ruhig. Spiritus leblos. Del flau, loco 
23%, pr. October 23%, pr. Mai 25. Kaffee ruhig. Zink 2000 Ctr. Loco 
a 14 Mt. 6 Sch., 1000 Ctr. loco mit 4wöchentlicher Empfangszeit & 14 Mk. 


Pacts, 27. Geptbr, Nachmitt. Nübsf vr. September 99, 00, pr. Nobbr.» 
Dezember 99, 50, pr. Januar⸗April 99, 50. Mehl vr. September 86, 00, 
r. Novbr.⸗Dezember 81, 25. Spiritus vr. October 67, 00. 

London, 27. September. Getreidemarkt. Im engliſchen Weizen 
Außerfte Montagspreiſe, im fremden — gute Conſumfrage, meiſt ein 
Schilling hoͤber, Gerſte feſt, Hafer lebhaft, eher höher. — Schönes Wetter. 
Petroleum, raff. Type weiß, feſt, 54 Fres. 


2 
N 


Antwerpen, 27. Sept. 
pr. 100 Ko. 


Berliner Börse vom 27. September 1867. 


Risenbahn-Btamm-Astios, 


Fonis- und &sid-Ösurze, 


reti. Htaats-Anl. ..44997'% ba. 
Staats- Anl. von 18698 10 ba. pro 1886. 1868. x 
dito 1884. 88. 57 41 9 a bs. chi — | — 1 le 
Ato Ne ba "je 7 1 223 
dito 185 604½%7 7 ba 1 18 
dito 186 44% % % bz 12 16 4 28½ ba 
dito 186 70241979, de. „„ 8 * bz | 
Alto 18505214 89% ba — 65 s B. 
dito 18834 8˙½ ba. Lim » 1 156 
dito 186204 1897 ba. - 3 1 218%, B 
3taats-Bchuldscheine]31, 1831, bz. as 4 116%, bz 
Bräm.-Ani, von 1888(3½ 118% ba. 7 m “ 158% B. 
Berliner Stadt-Obllg. 4% % B. U Sie 4 = = 
8 Kur- u. Neumärk, "6% tz. zu 1 . 
3 \Pommersche. ,. .|3 615 ba. 1 2 480 en 
S IPoseusche — —— zen 5 N } nu 
a —.— = 7 5. 
2%. dito neus. . 4. 88 ½% dz 5 1 e bs 
“(Bchlesische..... — —— I 41 Rs 
„Kur- u. Neumärk. 4 |8W1, hs 20 4 — — 
Pommersche. . 4 ‚897%, dz Zu 1 128 8. 
2 Posensche 9253 43 
2 eussisch®. ...- 89%, B n 1 24 . 
5 ]Westph, u. Rhein. 4 0 ©. a er 
af8ächsische, .....|4 /80%, ba. — 5 1 3 un 
Schlesische 2 20 bs 2 ie. 
Lowisd’or 111%, 0 |Dest,Bk, 51% ba. 112, | 12 140 
Goldkr. 9. 8½ , |Polu.Bka, — — 11 = 8116 %% dz 
L 31,194 8 
Ausländische Fonds. 8 we 177015 . 
Oegterx. Metalliques. “ 45 — „ ja b 
dito Tot — Is 1% » 
to ot.-A. v. 2 
dito dito 84/— 4 — 5 u stw. bz. 
Auto dar Pr.-A. — N 
dito Eisonb.-L. I— — 116%, bz, 
ital. nous 5 proc. Anl. 77 a 1 


Kues. Engl. Anl. 1862 


— 
os 


Baden. 35 Fl. Loose 
Amerikan. St.-Anl. 


8 


* 


5 


dito V. 
Cos.-Oderb. (Wilh.) . 

dito III. EW 
Aal. Ludwigeb. ...- 


Nioderschl.-Märk. ... 
dito conv.id 


dito a 
dito Ivan — — 
Ndschl. Zweigb. L. C. 
Oberschles, A. .. 
to 


orte. 


Illloncfau BIER“ 


5 


s| 


Rhein. v. St. gar. 4% % B- 
Rhein-Nabe-R. gar. 40 / b 


27. Septbr. Roggen loco 70—72½ Thlr. nach Qualität, 
. Tölt. de Näbs! Ger, 1b Abi, Be, 2 
dez, pro t. und Sept. — 
Oct.⸗Nov. 18% % Tl lr. bez. v. r 
April-Mai * „ 9 
Ta 184% lr. be | 


Berlin, 
78—S0pfd. 70-71 
Sr Sb. in 
2 r. bez., 
187 ½ Thlr. deb, 


eblau, 28. Sept. 
Preiſe ann eutigen Markte gut behauptet. 

Weizen blieb in gelber 
weißer 98—170 Sgr., gelber 98—109 Sg 
be ae Oerſte en pr. 84 Pfd. 81 bis 84 Sgr., feinſte Sorte 
E bean We a 
ß Pd. 6 Sg ſeinſte Sorte über 
Umſat. — Wicken 


Umſatz. — = 
—52 S 2 en mehr angeboten. — Raps kuchen 


* 
25 > 
2 35 


Sgr. pr. Schfj. Sgr. pr. Schl. 

Weißer Weizen 98 104110 Bohnen 90 
Gelber Weizen. 97—104--109 Sar pr. Sad u 150 ff 2900 
Roggen 81-83-85 Schlag⸗Leinſaat 8 
Gerſte ie 56— 59 62 Winter⸗Raps 182—195—208 
8 3032-34 Winter⸗Rübſen » 178 —188—196 

bſen 65—69—73 Sommer⸗Rübſen.. . . 158 —168—182 
Man 50—54 Leindotte 145 —160—170 


— e — ͤ ͤ —.-T—T — ——— 
Todes- Anzeige. 

Geſtern Nachmittag 1 Uhr verſchied nach kurzem Krankenlager meine 

innigftgeliebte Gattin Nanny, geb. Neifferſcheidt, 2 Alter von 29 Jahren. 

ies zeige ich hiermit allen Freunden und Bekannten ftatt beſonderer 


Meldun x 
des, den . anrich Rettig. 


Breslau, den 27. September 1867. H 
Die digung findet Sonnabend Nachmittag 4 Uhr ſtatt. 
255 g anerhaus: Schuhbrücke Nr. 72. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Brud bon Graz, Barth und Comp. (W. Feisorih) in Brstlan. 


